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Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 
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31. Dezember 1965 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Siebente Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 27. Dezember 1965 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, : 
5, 6, 10 Abs. 5, §§ 17 und 26 des Außenwirtschafts- ' 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481) verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 22. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1381), zuletzt geändert 
durch die Sechste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 3. März 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 50), wird wie folgt geändert: 

1. § 6a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der 
Ausfuhrliste mit G gekennzeichneten Waren ist 
nach den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nur zulässig, wenn die 
Waren den im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlichten gemeinsamen 
Qualitätsnormen entsprechen, die auf Grund der 
Artikel 42 und 43 des Vertrages zur Gründung | 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Bun- 
desgesetzbl. II S. 766) 

a) in der Verordnung Nr. 23 des Rates der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 965) in der jeweils gel- j 
tenden Fassung oder j 

b) in den auf Grund dieser Verordnung, insbe- i 
sondere deren Artikel 2 und 4, ergangenen 
Verordnungen des Rates oder der Kommis- 
sion über Qualitätsnormen 

festgelegt sind." 

2. § 9 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

3. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie kann bereits vor Vertragsschluß abge- 
geben werden, wenn 

1. Waren bis zu einem Entgelt von fünftau- 
send Deutsche Mark, 

2. leicht verderbliche Waren der Ernährung 
und Landwirtschaft oder 

3. a) Zubehör, Teile und Werkzeuge für 

Maschinen, Apparate, Geräte und 
Fahrzeuge, 


b) Waren zum Bau, Umbau oder Ausbes- 
sern von Luftfahrzeugen, 

c) Uhren und Uhrenteile, 

d) Waren des Buchhandels oder 

e) Laborchemikalien 
eingeführt werden sollen." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Eine Vertretung durch Gebietsfremde 
ist bei der Abgabe der Einfuhrerklärimg un- 
zulässig." 

4. In § 32 werden in Absatz 1 Nummer 3 die Worte 
„zweihundert Deutsche Mark" durch „zweihun- 
dertvierzig Deutsche Mark" ersetzt. 

5. In § 33 Abs. 3 werden die Warennummern 
„5509 01 bis 5509 77" in „5509 02 bis 5509 87" 
und die Warennummer „5607 57" in „5607 94" 
geändert. 

6. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die abgabenbegünstigte Einfuhr 
von Waren nach Artikel 63 des Saarvertra- 
ges vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 1587) in Verbindung mit Artikel 1 
Buchstaben b und c der Anlage 20 des Saar- 
vertrages durch saarländische Einführer gel- 
ten die Vorschriften für die genehmigungs- 
bedürftige Einfuhr mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der Einfuhrgenehmigung der Saar- 
Einfuhrschein nach Anlage E 4 tritt. An Stelle 
des saarländischen Einführers kann ein im 
Saarland ansässiger Handelsvertreter des 
gebietsfremden Vertragspartners den Saar- 
Einfuhrschein im eigenen Namen beantragen, 
wenn er den Einfuhrvertrag abschließt oder 
vermittelt. § 27 Abs. 3 und 4 findet keine 
Anwendung. Die Einfuhrabfertigung darf nur 
gleichzeitig mit dem Zollantrag auf Abferti- 
gung zum freien Verkehr, zum aktiven Eigen- 
veredelungsverkehr oder zur Zollgutverwen- 
dung bei einer Zollstelle im Saarland bean- 
tragt werden. Bei der Einfuhrabfertigung ist 
eine Einfuhrkontrollmeldung vorzulegen. Ist 
einem Handelsvertreter nach Satz 2 ein Saar- 
Einfuhrschein erteilt worden, so hat er die 
Einfuhrabfertigung zu beantragen." 
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die abgabenbegünstigte Einfuhr von 
Waren nach Artikel 1 Buchstabe a der An- 
lage 20 des Saarvertrages im Zollstellenver- 
fahren durch saarländische Einführer bedarf 
keiner Einfuhrgenehmigung und keiner Ein- 
fuhrerklärung. Bei der Einfuhrabfertigung ist 
eine Einfuhrkontrollmeldung vorzulegen; sie 
entfällt bei der Einfuhr von Wein." 


7. In § 35 Abs. 1 werden die Warennummer 
„7303 99" in „7303 59" und die Angabe „aus 
Warennummer 7315 48" in „Warennummer 
7315 47" geändert. 


8. In § 41 werden hinter der Nummer „4403 30" 
die Nummern „4403 31, 4403 33" eingefügt. 


9. § 48 erhält folgende Fassung: 

.§ 48 

Beschränkung nach § 6 Abs. 2 und § 17 AWG 

Rechtsgeschäfte über 

1. den Erwerb von Vorführungs- oder Sende- 
rechten an Spielfilmen von Gebietsfrem- 
den oder 

2. die Herstellung von Filmen in Gemein- 
schaftsproduktion mit Gebietsfremden 

bedürfen der Genehmigung, wenn die Filme im 
Wirtschaftsgebiet in deutscher Sprache vorge- 
führt oder gesendet werden sollen." 


10. § 50 a erhält folgende Fassung: 

.§ 50 a 

Meldungen der Filmwirtschaft 

(1) Gebietsansässige haben den Abschluß 
von Verträgen, in denen sie Gebietsfremden 
Vorführungs- oder Senderechte an Filmen ein- 
räumen, zu melden. Dies gilt nicht für Werbe- 
filme. 

(2) In den Meldungen sind der Lizenznehmer, 
Titel und Art des Filmes, sein Ursprungsland 
und Herstellungsjahr sowie das Auswertungs- 
gebiet und die vereinbarte Lizenzgebühr anzu- 
geben. Die Meldungen sind innerhalb von zwei 
Wochen nach Abschluß des Vertrages beim Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft einzurei- 
chen." 

11. In § 65 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „drei- 
tausend Deutsche Mark" durch „zehntausend 
Deutsche Mark" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, so- 
weit sie sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Hand- 
lungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kon- 
trollrates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonsti- 
gem in Berlin geltendem Recht verboten sind oder 
der Genehmigung bedürfen. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 


Bonn, den 27. Dezember 1965 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schm Ücker 
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Vermerk 

Betr.: Entwurf einer Siebenten Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung 


Der Entwurf sieht folgende Änderungen der Außen- ' 
Wirtschaftsverordnung vor; 

Die Neufassung von § 6 a Abs. 2 verweist in allge- 
meiner Form auf die Qualitätsnormen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, die für die Aus- 
fuhr von Obst und Gemüse nach Mitgliedstaaten 
gelten. Eine fristgerechte Anpassung der Außenwirt- ! 
Schaftsverordnung an die häufigen Änderungen und | 
Ergänzungen dieser Vorschriften hat sich in der Ver- 
gangenheit als nicht möglich erwiesen. Durch die 
Neufassung wird eine Anpassung entbehrlich, wenn 
die in der EWG-Verordnung Nr. 23 enthaltenen Qua- 
litätsnormen durch spätere Verordnungen des Rates 
oder der Kommission geändert oder ergänzt oder in 
späteren Verordnungen festgelegt werden. Auch in 
der neuen Fassung ist der Tatbestand, an den § 6 a 
Abs. 2 anknüpft, jederzeit aus dem Amtsblatt der ; 
Europäischen Gemeinschaften zu entnehmen (§ 1 | 
Nr. 1 des Entwurfs). 

Satz 2 des § 9 Abs. 3, wonach bisher bei allen Saat- 
gutausfuhren auch bis zum Wert von 1000 DM eine ; 
Kontrolle durch die Versandzollstelle erfolgte, wird j 
gestrichen. Es wird erwartet, daß diese Erleichterung ; 
für die Kloinausfuhr von ausfuhrgenehmigungs- | 
freiem Saatgut nicht dazu mißbraucht wird, aus- | 
fuhrgenohmigungspflichtiges Saatgut ohne Gestel- 
lung bei der Versandzollstelle auszuführen {§ 1 Nr. 2 
des Entwurfs). 

Durch die Neufassung des § 24 Abs. 2 Satz 2 wird 
der Kreis der Waren, für deren Einfuhr eine Einfuhr- 
erklärung bereits vor Abschluß eines Einfuhrvertra- j 
ges abgegeben werden kann, auf alle Waren zum 
Bau, Umbau oder Ausbessern von Flugzeugen aus- 
gedehnt. Damit können diese Waren nach § 25 | 
Abs. 1 auch dann in einer Einfuhrerklärung zusam- i 
mengefaßt werden, wenn sie zu verschiedenen Zu- I 
ständigkeitsbereichen gehören. Diese Verfahrens- j 
erleichterung ist im Hinblick auf die Vielzahl und 
Mannigfaltigkeit der für den Flugzeugbau benötig- 
ten Stoffe, die wegen ihrer Beschaffenheit und Ab- | 
messLing laufend aus dem Ausland bezogen werden j 
müssen, notwendig (§ 1 Nr. 3 Buchstabe a des Ent- i 
Wurfs). I 

Durch die neue Vorschrift in § 24 Abs. 4 wird bei 1 
der Abgabe von Einfuhrerklärungen die Stellvertre- | 
tung durch einen Gebietsfremden künftig unzulässig, i 
Dies ist erforderlich, weil außenwirtschaftsrechtliche j 
Verstöße von Gebietsfremden bei Abgabe von Ein- | 
fuhrerklärungen im allgemeinen nicht verfolgt wer- 
den können. Aus diesem Grunde ist nach § 10 Abs. 1 
AVv^G auch nur die Einfuhr durch Gebietsansässige 
nach Maßgabe der Einfuhrliste genehmigungsfrei zu- i 
lässig, während Gebietsfremde nur mit Einfuhr- I 


genehmigung Einfuhren tätigen können {§ 1 Nr. 3 
Buchstabe b des Entwurfs). 

Die Freigrenze für die genehmigungs- und papier- 
freie Einfuhr von Waren wird auf 240 DM erhöht. 
Damit wird die Wertgrenze des erleichterten Ein- 
fuhrverfahrens für Kleinsendungen auf den Betrag 
angehoben, bis zu dem für Waren, die weder zum 
Handel noch zur gewerblichen Verwendung be- 
stimmt sind, die Eingangsabgaben nach pauschalier- 
ten Sätzen gemäß § 148 der Allgemeinen Zollord- 
nung erhoben werden. Diese Wertgrenze ist entspre- 
chend der Empfehlung der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 18. Dezember 

1964 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

1965 S. 71) durch die Fünfte Verordnung zur Ände- 
rung der Allgemeinen Zollordnung vom 21. Mai 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 435) auf 240 DM festgesetzt 
worden (§ 1 Nr. 4 des Entwurfs). 

In § 35 Abs. 3, § 35 Abs. 1 und § 41 werden die 
Nummern der dort genannten Waren entsprechend 
den für diese Waren ab 1. Januar 1966 geltenden 
Nummern der Einfuhrliste und des Warenverzeich- 
nisses für die Außenhandelsstatistik geändert (§ 1 
Nr. 5, 7 und 8 des Entwurfs). 

Die Änderung von § 34 Abs. 1 gewährt im Saarland 
ansässigen Handelsvertretern französischer Lieferan- 
ten im Rahmen der abgabenbegünstigten Einfuhr das 
Recht, Saar-Einfuhrscheine im eigenen Namen zu 
beantragen, wenn sie am Abschluß der Einfuhrver- 
träge mitwirken und die Einfuhrabfertigung bean- 
tragen. Hierdurch sollen Warenbezüge saarländi- 
scher Einführer, insbesondere der Einzelhändler, er- 
leichtert werden, die sonst ihre früheren Geschäfts- 
verbindungen nach Frankreich mit Rücksicht auf die 
nach Eingliederung des Saarlandes in das deutsche 
Wirtschaftsgebiet notwendigen Einfuhrformalitäten 
abbrechen würden. 

Ab 1. Januar 1966 können mehrere Waren, für die 
bisher Saar-Einfuhrscheine erforderlich waren, im 
Zollstellenverfahren eingeführt werden, wobei nur 
eine Einfuhrkontrollmeldung vorzulegen ist. Hier- 
durch wird die vorgesehene Änderung von § 34 
Abs. 3 erforderlich {§ 1 Nr. 6 des Entwurfs). 

Die Genehmigungspflicht für den Erwerb von Vor- 
führungsrechten an Filmen und für Gemeinschafts- 
produktionen wird außer auf § 17 AWG künftig 
auch auf § 6 Abs. 2 AWG gestützt. Damit können, 
wie bei der Einfuhr von Waren, bei der Genehmi- 
gungserteilung die Gefahren für die deutsche Film- 
wirtschaft berücksichtigt werden, die ihr aus der 
Preisgebarung der Länder mit zentraler Verwal- 
tungswirtschaft drohen. Diese Gefahr zeichnet sich 
für deutsche Kulturfilmproduzenten ab, da zuneh- 
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mend Gemeinschaftsproduktionen mit Gebietsfrem- 
den aus solchen Ländern auf den deutschen Markt 
gelangen. Aus diesem Grund wird die Herstellung 
von Gemeinschaftsproduktionen bei allen Filmen 
künftig genehmigungspflichtig, während das Geneh- 
migungserfordernis für den Erwerb von Vorfüh- 
rungsrechten vorerst auf Spielfilme beschränkt wer- 
den kann (§ 1 Nr. 9 des Entwurfs). 

Die Erweiterung der Meldepflicht nach § 50 a auf 
Lizenzgebühren dient einer besseren statistischen 
Erfassung der Einnahmen Gebietsansässiger aus 
Filmlizenzen, die auf Grund der Zahlungsmeldungen 
nach § 59 nicht gegeben ist {§ 1 Nr. 10 des Entwurfs). 

Die Meldefreigrenze bei überfälligen Ausfuhrförde- 
rungen nach § 65 Abs. 1 kann von 3000 DM auf 
10 000 DM angehoben werden, da hierdurch der Aus- 
sagewert der Statistik nicht wesentlich beeinträchtigt 
wird (§ 1 Nr. 11 des Entwurfs). 
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